




 Erstellung eines Selbstverpflichtungskodex unter Beteiligung eines interdisziplinär 

besetzten Sachverständigengremiums (analog „Google-Beirat“). 

 Gegenstand des Kodex müssen inhaltliche Fragen und Verfahrensfragen sein. Die 

Einbeziehung (eines oder mehrerer) externer Faktenchecker sowie die Unterrichtung 

des Erstellers der Nachricht sowie derjenigen User, die die Nachricht weiterverbreitet 

haben, sind zielführend.  

 Ergebnis einer Überprüfung durch den Faktenchecker führt nur zu (transparenter und 

für User nachvollziehbaren) Kennzeichnung. Gegebenenfalls Farben nach 

Ampelsystem, um Faktor Zeit zu adressieren und um „under review“ zu signalisieren 

(gelb). Rot bezeichnet vom Faktenchecker geprüfte und als Fake News eingestufte 

Inhalte. Denkbar ist auch ein Hinweis an User vor Teilen einer so gekennzeichneten 

Nachricht. 

 Erweisen sich die Elemente der Selbstregulierung nach Evaluation als nicht wirksam, 

kommt regulierte Selbstregulierung nach Vorbild des JMStV (FSM/KJM) in Betracht, 

wobei für die aufsichtsrechtliche Funktionen wahrnehmende Institution das Gebot der 

Staatsferne zu gewährleisten ist.   

 Es bedarf einer noch stärkeren Vermittlung von Medien- und Digitalkompetenz auch 

außerhalb der MINT Fächer in der Schule (so früh wie möglich) sowie durch konkrete 

Projekte und Initiativen. 

 Bei der Aufdeckung von Fake News haben traditionelle Medien (Presse und Rundfunk, 

dort namentlich öffentlich-rechtliche Angebote) eine wichtige Rolle. Vor diesem 

Hintergrund sollten Anreize für ihre Beteiligung an Faktenchecker-Konsortien 

geschaffen werden.  


